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Das Micbtigste .
Uolkerbrrnd «rrd Freiheit der Meere.

* Der „Secolo " melöei von der Pariser Friedenskonferenz :
Atbischen dem Präsidenten Wilson und der englischen Regie¬
rung wurde eine grundsätzliche Einigung über den Völkerbund
erzielt . Die Meinungsverschiedenheiten über die Grundlage
konnte beigelegt werden . Hinsichtlich der Freiheit der Meere hat
Amerika zuletzt den englischen Standpunkt unter wenigen Vor¬
behalten gutge heißen .

Dir Gnlschadigvngsfurrtmrn .
* Berliner Blättern zufolge äußerte sich Staatssekretär Erz¬

berger bei der Konferenz mit den süddeutschen Eisenbahn¬
ministern in Ulm dahin , Marschall Fach halte eine Entschädi¬
gung für den Aufbau Belgiens und Rordfrankreichs im Be¬
trage von 30 Milliarden Mark und für die anderen Schäden die
Summe von 2V Milliarden Mark für angemessen . Die Alliier¬
ten würden als Sicherheit die Verpfändung der deutschen
Eisenbahnen und der deutschen Forsten fordern .

Tod Liebknechts «nd Rosa Luxemburgs.
* Aus Berlin wird gemeldet , daß Karl Liebknecht bei einem

Fluchtversuch erschossen und Rosa Luxemburg während ihres
Abtransportes aus dem Edenhotel von einer Volksmenge ge¬
tötet wurde .

Die Garde -Kavalleriedivision gibt folgende Darstellung de-
Endes der beiden Häupter der Spartakusgruppe .

Am 15. Januar abends zwischen 9— 10 Uhr wurden Lieb -
knecht und Rosa Luxemburg . festgenommen . Später wurde
Liebknecht von einem Auto sortgebracht . Als er einstieg , er¬
hielt er von hinten aus der Menschenmenge einen schweren
Schlag aus den Kopf , so daß es eine stark blutende Wunde er¬
hielt . Er wurde trotzdem sortgeschafst . Auf dem Wege zum
Tiergarten muhte das Auto wegen Beschädigung zurückhalten .
Der Transportführer richtete die Frage an Liebknecht , ob er
sich kräftig genug fühle , bis zu einer Straßenkreuzung zu
gehen , wo man gewöhnliche Fahrgelegenheit findet . Liebknecht
erklärte sich bereit dazu . Als der Transport sich etwa 50 Me¬
ter entfernt hatte , sing Liebknecht an , davonzulaufen . ES
wurde ihm Halt und Stillstehen zugerufen . Aber er versuchte ,
in das Unterholz des Waldes zu .entkommen . Es wurden
darauf von der Begleitmannschaft mehrere Schüsse aus ihn
abgegeben . Einer davon traf ihn zwischen den Schultern am
Halse . Liebknecht fiel um und war sofort tot . Man brachte
die Leiche in die Unfallstation des Zoo . Die Einlieferung
erfolgte als die eines unbekannten Mannes . Die Leiche wurde
dann zum Schauhaus gebracht .

Während Liebknecht transportiert wurde , wurde Rosa Luxem¬
burg vernommen . Der Offizier der Wache versuchte die zu
Hunderten angewachsene Menge dadurch fortzubringen , daß er
erklärte , die Verhaftete sei bereits durch einen anderen Aus¬
gang fortgebracht worden . Als Rosa Luxemburg später her¬
untergeführt wurde , hatte sich anstelle der ersten Menschen¬
menge , die sich zerstreut hatte , eine neue angesammelt . Der
Transportführer ging mit ausgebreiteten Armen vor Rosa
Luxemburg her , um ihr den Weg freizumachen . Die Menge
jedoch stürzte sich auf Rosa Luxemburg und schlug sie nieder ,
so daß sie bewußtlos ins Auto getragen , werden mutzte . Ehe
der Wagen auffuhr , sprang ein Mann auf das Trittbrett und
gab einen Schuß auf die Bewußtlose ab . Unterwegs wurde der
Wagen durch einen Anruf angehalten . Der Führer glaubte ,
es handle sich um die Wache und blieb stehen . Im gleichen
Augenblick stürzte sich die Menge auf das Auto , riß deu Körper
Von Rosa Luxemburg heraus und verschwand damit in der
Dunkelheit . Die Leiche ist bisher nicht ausgefunden worden ,
wahrscheinlich wurde sie iu den Landwehrkanal geworfen .

Die Regierung hat über die Umstände , die zum gewaltsamen
Lode Rosa Luxemburgs und Dr . Karl Liebknechts geführt
haben , die strengste Untersuchung angeordnet . Schuldige wer¬
den nach dem Gesetz bestraft werden . Die beiden Getöteten
hatten sich zweifellos schwer am deutschen Volke vergangen ,
fie hatten jedoch ebenso zweifellos Anspruch auf das Recht , das
schuldige bestraft und auch sie vor Unrecht schützt. Ein Akt
der Lynchjustiz , wie er an Rosa Luxemburg begangen zu sein
scheint , schändet das Volk und jeder , auf welcher Seite er auch
politisch stehen mag , wird ihn sicherlich verdammen .

Ist im Falle der Rosa Luxemburg das Gesetz offenbar ver¬
letzt worden , so bedarf es auch im Falle Liebknecht noch der
Aufklärung , ob er nach gesetzlichen Vorschriften behandelt wor¬
den ist . Sollten fie verletzt worden sein , so müßte auch hier
in der schärfsten Weise eingegriffen werden . Die traurigen
Vorgänge der letzten Wochen zeigen leider , wie tief infolge des
Krieges die sittliche Verrohung eingerifscn ist und wie wenig
das Menschenleben geachtet ist. Es ist Zeit , daß auf allen Sei¬
ten die Besinnung wiederkehrt , wenn nicht blinder Fanatismus
alle sittlichen und materiellen Werte unseres Volkslebens ver¬
nichten soll.

Am Donnerstag mittag 1 Uhr traten die Reichsregierung
Und der Zentralrat zu einer gemeinsamen Besprechung der
durch den Tod Liebknechts und der Frau Rosa Luxemburg ge¬
schaffenen Lage zusammen . Alle waren sich einig in der schärf¬
sten Verurteilung des Angriffes , besonders besten , der . zum
Ende von Frau Rosa Luxemburg geführt hat . Der Zentralrat
billigte die Haltung der Regierung , welche sofort eine gründ¬
liche Untersuchung angeordnet und schärfste Bestrafung der
ktwa Schuldigen befohlen habe .

Me Verlängerung desMatken -
stillstandeSö

Karlsruhe , 17 . Januar .
* Die Verlängerung des Waffenstillstandes ist gestern nach¬

mittag in Trier von Staatssekretär . Erzberger unterzeichnet
worden .

Über die neuen Bedingungen wird aus Trier gemeldet :
Marschall Foch erklärte sich namens der Alliierten bereit ,

den Waffenstillstand um einen Monat zu verlängern unter
folgenden Bedingungen :

Obwohl bei den Lieferungen seit der Erneuerung des Waf¬
fenstillstandes bemerkenswerte Fortschritte gemacht worden
sind , muß festgestellt werden , daß ihre Gesamtzahl nicht die
Hälfte besten erreicht hat , was laut der festgesetzten Verein¬
barungen hätte erreicht sein sollen . Infolge der besagten Ver¬
einbarungen in Spaa vom 17 . Dezember und der Zusatzauf¬
stellung 1 und 2 mutz die deutsche Regierung u . a . als Strafe
für diese Verzögerung abliefern : 500 Lokomotiven und 19 000
Wagen , davon 4000 für Elsaß -Lothringen .

In Anbetracht eines Teiles des Willens der alliierten Re¬
gierungen , durch die Forderungen der Lieferung dieser ergän¬
zenden Eisenbahnmaterialien nicht die Schwierigkeiten Deutsch¬
lands zu vermehren , andererseits in Anbetracht der beträcht¬
lichen Behinderung , die die Verzögerung der deutschen Re¬
gierung bei der Einhaltung ihrer Verpflichtungen der Wieder¬
aufnahme des wirtschaftlichen Lebens in den alliierten Län¬
dern verursacht , wird bestimmt , daß die deutsche Negierung
als Ersatz für das eben erwähnte und den Alliierten zustehende
ergänzende Eisenbahnmaterial folgende landwirtschaftliche Ma¬
schinen und Geräte liefern soll, die am 17. Februar zu über¬
geben sind : 400 vollständige Dampfpfluggruppen mit doppelter

. Maschinerie und dazu eingerichteten Pflügen , 6500 Sä¬
maschinen , 6500 Düngerstreumaschinen , 6600 Pflüge , 6500 Bra¬
bantpflüge , 12 500 Eggen , 6500 Mestereggen , 2500 Stahlwalzen ,
2500 Großkills , 2500 Grasmähmaschinen , 2500 Heuwender ,
3000 Bindenmäher . Dieses Material soll neu oder in sehr gutem
Zustande sein . Es muß versehen sein mit den zu jedem Ge¬
räte gehörigen Zubehören und mit den Serien der für einen
Betrieb von 18 Monaten nötigen Ersatzstücken . Es stellt übri¬
gens im ganzen einen Wert dar , der bedeutend unter einem
Zehntel des Wertes des geschuldeten Eisenbahnmaterials steht .
Diese Lieferung ist unabhängig von der geschuldeten Rückerstat¬
tung des gesamten , von den Deutschen entwendeten oder außer
Gebrauch gesetzten landwirtschaftlichen Materials .

Artikel 10 (Kriegsgefangene ) : Die alliierten Regierungen
fordern von der deutschen Negierung den Strafvollzug gegen
die Schuldigen ; sie verfolgen die Durchführung des Vollzugs ,
abgesehen von den neuen Garantien , die das alliierte Ober¬
kommando gegen die Wiederkehr ähnlicher Vorgänge zu nehmen
sich genötigt sieht . Um den russischen Gefangenen einer den
Gesetzen der Menschlichkeit entsprechende Behandlung und
Heimbeförderung zu sichern, bestimmen die alliierten Regie¬
rungen :

Die Offiziere , die von den alliierten und assoziierten Mäch¬
ten nach Deutschland delegiert wurden , um unter Beihilfe von
Vertretern für Fürsorgevereinigungen der Vereinigten Staa¬
ten , Frankreichs , Großbritanniens und Italiens den Abtrans¬
port der Kriegsgefangenen der Armeen der Entente zu regeln ,
werden eine mit der Kontrolle der russischen Kriegsgefangenen
In Deutschland beauftragte Kommission bilden . Diese Kom¬
mission mit dem Sitze in Berlin soll befugt sein , nach den In¬
struktionen der alliierten Regierungen alle auf die russischen
Kriegsgefangenen bezüglichen Fragen unmittelbar mit der
deutschen Regierung zu behandeln . Sie wird von der deutschen
Regierung alle Erleichterungen des Verkehrs erhalten , die not¬
wendig sind , um die Lebens - und Verpflegungsbedingungen
dieser Kriegsgefangenen zu kontrollieren . Die alliierten Re¬
gierungen behalten sich das Recht vor , die Heimbeförderung
der russischen Kriegsgefangenen in dieser oder jener Gegend
anzuordnen , die ihnen am angemessensten erscheinen wird .

Zu Art . 19 (finanzielle Bestimmungen ) : In Anbetracht der
hervorgehobenen Verstöße und um neue Garantien zu erhalten ,
beschließt das alliierte Oberkommando , sich vorzubehalten , von
jetzt ab , wenn dies für angemessen erachtet wird , den durch
die Forts des rechtsrheinischen Ufers gebildeten Abschnitt der
Festung Straßburg mit einem Geländestreifen vor diesen
Forts zu besetzen . Die Besetzungsgrenze ist mit einer bei¬
gefügten Karte angegeben . Diese Besetzung soll drei Tage
vorher seitens des alliierten

^ Oberkommandos angezeigt wer¬
den . Es soll keinerlei Zerstörung von Material oder Räum¬
lichkeiten vorhergehen . Die Linienführung der neutralen 10
Kilometer soll entsprechend vorgeschoben werden .

Rückerstattung deS aus dem französischen und belgischen Ge¬
biete weggeführten Materials . Die alliierten Regierungen
haben bestimmt :

§ 1. Da die Rückerstattung des in den französischen und
belgischen Gebieten fortgenormnenen Materials für die Wie¬
deringangsetzung der Fabriken unentbehrlich ist, sollen fol¬
gende Maßnahmen zur Ausführung gelangen :

Z 2. Es sollen zur Verfügung der Alliierten gelangen und
an den Ort ihrer Herkunst zugeführt werden , wenn die Fran¬
zosen und die belgische Regierung es verlangen : Die Ma¬
schinenteile der industriellen und landwirtschaftlichen Betriebs¬
geräte , die verschiedenen Zubehörteile jeder Art und im allge¬
meinen jene industriellen und landwirtschaftlichen Gebrauchs¬
gegenstände , die ans Gebieten , die die deutschen Heere an der
Westfront beseht hatten , unter welchem Vorwand auch immer ,
von den militärischen oder Zivilbehörden , oder von einzelnen
Personen fortgenommen worden sind . Diese Gegenstände
sollen keinerlei Veränderung und keinerlei Verringerung des
Gebrauchswertes erfahren .

§ 3 . Um diese Rückerstattung vorzubereiten , wird die deutsche
Regierung der Waffenstillstandskommission schleunigst alle
offiziellen oder privaten Rechnungsstücke , die , sich auf diese Ge¬
genstände beziehen , übermitteln , ebenso alle Verkaufs -, Miets¬
oder sonstigen Verträge , den gesamten darauf bezüglichen
Schriftwechsel , alle Erklärungen und alle zweckdienlichen Aus¬
sagen über das Vorhandensein , die Herkunft , die Umwandlung ,
den augenblicklichen Zustand und den Lagerort dieser Gegen¬
stände .

8 4. Delegierte der französischen oder belgischen Regierung
werden betreffs der angezeigten Gegenstände in Deutschland
Feststellungen und Nachprüfungen an Ort und Stelle vorneh¬
men lasten , wenn ihnen dieses zweckdienlich erscheint .

8 5 . Die Rückführung wird gemäß den besonderen Weisun¬
gen erfolgen , die von den französischen und belgischen Behör¬
den gegeben werden und nach der von ihnen getroffenen Ent¬
scheidung .

8 6 . Insbesondere die Lager jeder Art , in Parks , auf der
Eisenbahn , auf Schissen oder Werken von Treibriemen , elek¬
trischen Motoren oder Motorteilen und Schiftahrtsgeräten
vsw -, die aus Frankreich , Belgien , dem Grotzherzogtum Luxem¬
burg , dem Elsaß oder Lothringen und Italien entnommen
wurden .

8 7 . Die Überreichung der in 8 3 und 4 aufgezählten Aus¬
künfte muß beginnen in einer Frist von vollen acht Tagen av
20 . Januar 1919 und muh vollständig abgeschloffen sein vor
dem 15 . Februar 1919.

Das Mablrecbt der Deutscb -
Gesterreicber.

In einer Verordnung , die der Rat der Volksbeauftragte « '
und der Staatssekretär des Innern unterm 7 . Januar gemein¬
sam im „Deutschen Reichsanzeiger " veröffentlicht haben , wird
die Teilnahme der Angehörigen der deutsch-österreichischen Re¬
publik an den Wahlen zur verfassunggebenden deutschen Na¬
tionalversammlung geregelt . Hiernach sollen die Angehörigen
Deutsch -Österreichs , die diejenigen Bedingungen erfüllen , die
deutschen Reichsangchörigen die Beteiligung an der Wahl zur
Deutschen Nationalversammlung ermöglichen , das Recht haben ,
an den Wahlen zur Deutschen Nationalversammlung teilzu¬
nehmen , und zwar in der Gemeinde , in der sie innerhalb deS
Deutschen Reiches ihren Wohnsitz haben . Das Wahlrecht kann
ausgeübt werden auf Grund einer Bescheinigung , die von einer
in Deutschland befindlichen diplomatischen R >er konsularischen
Vertretungsbehörde Deutsch -Österreichs oder auch Österreich -
Ungarns ausgestellt wird . In dieser Bescheinigung , deren
Schema in der Verordnung vorgeschrieben ist, soll lediglich
festgestellt werden , daß der Betreffende ein Angehöriger der
deutsch -österreichischen Republik ist und daß keine Umstände
bekannt sind , wonach er bei entsprechender Anwendung der
Bestimmungen des deutschen Wahlgesetzes vom Wahlrecht aus¬
geschlossen . sein könnte . Sinngemäß wird weiterhin in der
Verordnung gesagt , daß die Bestimmung des Reichswahlsge¬
setzes , wonach das Wahlrecht nur in dem Stimmbezirk aus¬
geübt werden könne , wo der Wahlberechtigte in die Wählerliste
eingetragen ist , für die genannten Persönlichkeiten keine An¬
wendung finden solle . Bei der Wahlausübung sollen den
deutsch -österreichischen Wählern die Bescheinigung vom Wahl¬
vorsteher oder seinem Stellvertreter abgenommen , und sie
sollen alsdann dem Wahlprotokoll beigefügt werden , damit eine
Kontrolle besteht . Bei der Zählung der Wahlumschläge nach
Schluß der Wahlhandlung ist schließlich die Zahl der auf diesem
Wege abgegebenen Bescheinigungen zu vermerken .

Diese Verordnung verleiht Persönlichkeiten , die vorläufig
nicht Angehörige des Deutschen Reiches sind, das Wahlrecht zu
einer deutschen parlamentarischen Körperschaft . Damit wird
augenfällig zum Ausdruck gebracht , daß man in den leitenden
Kreisen der Regierung die Angliederung Deutsch -Österreichs an
den Bestand des Deutschen Reiches für einen notwendigen
und wünschenswerten politischen Akt hält . Darin liegt die
weittragende politische Bedeutung der oben skizzierten Ver¬
ordnung . Der neue Staatssekretär des Auswärtigen Amtes ,
Graf Brockdorff - Rantzau , hat bereits in seiner Unter¬
redung mit einem Vertreter der „ Deutschen Allgenieinen Zei¬
tung " betont , wie sehr die volle moralische und politische Un¬
terstützung des deutschen Volkes und der deutschen Regierung
den Deutsch -Österreichern bei ihren Bestrebungen gesichert sei.
Er hat schon damals , am 6. Januar , auf die in der Vorberei¬
tung befindliche Verordnung hingewiesen , die den im Deutschen
Reiche lebenden Deutsch -Österreichern das Wahlrecht zur deut¬
schen Nationalversammlung geben würde . Der Gesandte der
deutsch -österreichischen Republik , Dr . Hartmann , hat dar¬
aufhin dem Staatssekretär seinen Dank für das offene und
mutige Wort kundgegeben , das er in der Frage der Zukunft
Deutsch -Österreichs gefunden hat . Die jetzige Verordnung
kann jedenfalls als ein unverrückbares Wahrzeichen dafür auf -
gefaßt werden , daß die Frage der Verbindung Deutschland »
und Deutsch -Österreichs auf dem Marsche ist.

Zur Friedens - und Verfassuugsfrage.
* Die „Deutsche Allg . Ztg .

" schreibt : Nachdem die Regierung
durch die Niederwerfung der Berliner Spartakistenbewegnng
den Rücken freibekommen hat , wendet sie nunmehr ihre un¬
gehemmte Arbeitskraft den Fragen der künftigen Verfassung
„ nd der Vertretung der deutschen Interessen bei den FriedenS -
vrrhandlungen zu . - Wenn auch Einzelheiten über die Bera¬
tungen , die gestern begonnen haben und noch andauern , noch
nicht veröffentlicht werden können , so dürfte die amtliche Ver¬
lautbarung , die in Bälde zu erwarten ist, zeigen , daß die
Richtlinien für die deutsche Friedensdelegation den Auftrag
enthalten werden , übertriebene Forderungen der Entente ab»
zulehne «.



Di ? Berlin « : Zcitt:»g" des „ M,cnd" - .meldet über die neue
Brrs ^ßun » Dentschlandr : „ Das Reichstavinett hat sich gestcrw
und heule mit dem Bersaßungsentwurf beschäftigt, der der
Nationalversammlung vorgelegt »verden soll. Der Entwurf ist
vom Staatssekretär Preuß und seinen Mitarbeitern im Reichs-
«mtches Innern ausgearbeitet worden. In feinen , Grundzügen
scheint er bei der Regierung Anklang gefunden zu haben. Der
Föderativcharakter des Reiches wird in der neuen Verfassung
gewahrt . Das Reich soll sich aus einer Anzahl von Freistaaten
zusammensetzen. An der Spitze soll ein Präsident stehen, der
auf 10 Jahre gewählt wird . Die Regierung wird von einem
Reichskanzler und Rrichsministerium gebildet. Das Parka »
ment wird sich aus einem vom gesamten Volk zu wählenden
Kolkshaus und aus einem Staatenhaus zusammensetzen, dessen
Mitglieder von den Volksvertretungen der Einzelstaaten ge¬
wählt werden.

Die zahlreichen Einzelheiten des Entwurfes dürften noch
eingehend durchberaten und vielleicht auch hier und da abge¬
ändert werden, bevor er von der Regierung im ganzen gut ge¬
heißen und verabschiedet wird, um zur gegebenen Zeit der Na¬
tionalversammlung unterbreitet zu werden." .

Die Säuberung Berlins .
* Wie das „B . T ." unterm 16. meldet : Nachdem die Säube « .

rung des Stadtteiles Moabit von den Spartakisten im Laufe
des heutigen Vormittags nahezu ganz beendet ist, wurde heute
mittag das Zentrum der Stadt von regierungsfreundlichen
Truppen im großen Umfange besetzt. Die Besetzung beginnt
an der Breitenstraße nach dem Schloß und umschließt die
ganze innere Stadt . Auf dem Döhnhoffsplatz, auf dem Spittel ,
markt ist schwere Artillerie ausgestellt. Mehrere der in den
letzten Nächten von den Spartakisten beschossenen Straßen
sind heute durch Stoßtrupps , die M .-G . mitführen , besetzt.
Auch Jnfanterieabtcilungen mit Flammenwerfern und M >
ncnwerfern sind' im Zentrum eingetroffen . Ferner sieht man
Haubitzbatterien und Züge von Feldartillerie ., Auch Panzer ,
krastwagen und Tankabteilungen nahmen an der Besetzung
teil . Zahlreiche Jnfanteriezüge zogen auch die Potsdamer¬
straße entlang dem Tiergarten zu. Auch der Nordwesten und
Norden der Stadt wurde heute mittag von den Regierungs -
truppen besetzt. Viele Straßen wurden abgesperrt . Ferner
wurde in den ersten Mittagsstunden mit der Besetzung von
Neukölln begonnen.

Eine Sitzung des Zcntralrats .
* Aus Berlin wird gemeldet : . Der Zentralrat trat am 13.

Jan . in Anwesenheit eines Vertreters des Kriegsministeriums
in Verhandlungen ein mit der Kommission der revolutionären
Obleute des Berliner Zentralvorstandes der Unabhängigen
sozialdemokratischen Partei Deutschlands und des großen Ber¬
liner Vorstandes der sozialdemokratischenPartei Deutschlands .

Vor Eintritt in die Verhandlungen wurde die Stellung der
revolutionären Obleute erörtert . Es ergab sich aus den Ver¬
handlungen , daß die revolutionären Obleute der U. S . P . D.
angehören , daß aber ihre Beschlüsse unabhängig von dem Vor¬
stande der U . S . P . D. gefaßt sind und daß sie später aus¬
geglichen werden . Über die Wahl und die Befugnisse der revo-
jstltionären Obleute und den Kreis der Arbeiter , die sie ver¬
treten , ist völlige Klarheit nicht geschaffen . '

Darauf wurde in die sachlichen Verhandlungen eingetreten .
Von den Vertretern der Obleute der U . S . P . D . wurde ge¬
fordert , daß die Regierung durch den Zentralrat abberusett
werde. In der Begründung dieser Forderung wurde verlangt ,
daß die Entscheidung hierüber sofort erfolgen solle . Demgegen¬
über wurde erwidert , daß ohne Beratungen über die Neuen :
Personen und ohne Feststellung des Programms, , das die neue ,
Regierung zu vertreten habe, über die Abberufung von jetzi¬
gen Volksbeauftragten nicht beschlossen werden kann.

Die Verhandlungen wurden auf Dienstag nachmittag
Uhr vertagt . '

Ein braunschweigisch-hannoverischer Zwischenfall .
* Die braunschweigische Regierung hat an den Bahnen , die

durch braunschweigisches Gebiet fahren , einen großen Teil der
Bahnhöfe besetzt und hier erklären lassen, daß Truppentrans¬
porte , die braunschweigischesGebiet berühren , festgehalten und
entwaffnet werden sollen. Es handelt sich dabei auch um
Truppentransporte , die für die Ostwehr bestimmt sind. Darauf
hat der A.» und S .-Rat Hannover den auf braunschweigischem
Gebiet gelegenen Bahnhof Borsfelde besetzen lassen , wogegen
der A.» und S . -Rat in Braunschweig Protest erhob:

Nunmehr ist , wie die Abteilung der Presse und Nachrichten
im Arbeiter - und Soldatenrat mitteilt , zwischen der braun¬
schweigischen Regierung und dem Zentral -Arberter - usid Sol¬
datenrat des 10. A.-K. u. a . vereinbart worden, daß auf der
Strecke Hannover —Berlin durch das braunschweigische Gebiet
sämtliche Züge des öffentliche « Verkehrs, sowie Militärzüge
und Militärtransporte , soweit die mcht etwa Truppen enthal¬
ten , die für eine Gegenrevolution bestimmt sind , ohne von der
braunschweigische« Regierung angehalten zu werden, befördert
werden dürfen . Die hannoverischen Truppen verlassen Vors¬
felde, das von einer militärischen Besatzung befreit bleibt. Der
Verkehr sowohl für Zivilisten wie für Militärs auf Eisenbahn¬
strecken der braunschweigischenRepublik werden von der braun¬
schweigischen Regierung nicht gestört. Jeder Eingriff in den
Verkehr und den Betrieb der Eisenbahnen wird von der braun¬
schweigischen Negierung unterlaßen . Falls Bahnhofswachen
zum Schutz der sicheren Durchführung der Züge und des
Privateigentums erforderlich werden, werden sie tum der braun¬
schweigischen Regierung gestattet. Dieselbe ist verpflichtet, Fa -
Milienunterstützungen an die im Ostheer eingestellten Kame¬
raden zu zahlen , wie es auch in Preußen ist . Den Kamera¬
den der Ostwehr, die mit Ausweisen versehen sind , wird der
ungestörte Aufenthalt im braunschweigischen Gebiet sicher ge¬
stellt.

Tirol als Freistaat .
Eizi in Innsbruck abgehaltener Bauerntag nahm eine Ent¬

schließung an, welche besagt, daß nach Wegfall der Dynastie
Tirol ein völlig selbständiger Freistaat geworden ist . Das
Land Tirol besteht auf uneingeschränktem Selbstbcstimmungs »
rccht über seine Verwaltung , insbesondere über sein staats¬
rechtliches Verhältnis zu anderen Staaten und wird dieses
Recht im Wege der allgemeinen Volksabstimmung ausüben .
Von den für die Wiener Nationalversammlung zu wählenden
Volksvertretern verlangen wir , daß sie alles tun , was geeig¬
net ist, die Wiedervereinigung des deutschen Südtirols und
des Ladiner Gebietes mit dem übrigen Deutschtirol herbei-
-uführen und das uneingeschränkte Selbstbestimmungsrecht
des Landes zu sichern .

Abdankung der Großherzogin Adelheid von Luxemburg .
* Aus Luxemburg wird vom 15. Jan . gemeldet : Groß¬

herzogin Adelheid dankte ab. Ihre Schwester Charlotte wird
Grotzherzogin. Sie leistet vor einer Abordnung der Kammer
am 16. Januar den Eid auf die Verfaßung . Ein Erlaß er¬

möglicht ' Ausnahmen wo« dem Verbot des Handels mit Deutsch
tank zi»gn »sten des Verkehrs mit - den Bewohnern - dör .von 'den"
Alliierten besetzten Gebiete auf dem linken Rheinnscr .

Gegenrevolution in Petersburg?
* Nach einer in Helfingfors eingelausenen zuverlässige» Mel¬

dung aus Reval haben die Bolschewisten dort einen eiligen
Rückzug angetreten . Als Grund wird eine in Petersburg auS-
gedrochene Gegenrevolution bezeichnet .

Bolschewistischer Kriegszug gege« Polen .
Das »Pol . Preßb . meldet : Die Bolschewisten rücken in ge¬

fahrdrohender Weise »egen das frühere Russtsch -Pole « vor.Sie verkündeten in den angrenzenden Distrikten die Grneral -
mobilifation . Die Parole der Bolschewiki lautet »Krieg gegen
Polen !" Sie haben die Absicht, in Litauen die Sowjetrepublik
zu erklären .

Das »Berner Jntelligenzbl .
" berichtet aus Warschau, daß

polnische Truppen die russische Rotekreuzmission an der Grenze
ermordet haben. Die polnische Regierung hat wegen dieses
Mordes strengste Untersuchung angeordnet . Der Haß der Bol¬
schewisten gegen die Polen wachse beständig.

Mackensen .
* Nach einer Meldung aus Budapest kann nun¬

mehr mit Sicherheit sestâ stellt werden , daß Feldmar .
schall von Mackensen mit seinem engeren Stabe in oem bei
Neusatz gelegenen Schlosse Futtak des Grafen Lhotok interniert
ist . DaS Schloß und der angrenzende Garten find mit einem
Drahtzaun umgeben und werden von SpahiS streng bewacht .
Mackensen kann sich nur in dem eingczäunten Raum frei be¬
wegen und ist auch sonst von der Außenwelt völlig abge¬
schnitten.

Waden.
Karlsruhe , 17 . Januar .

" Um den älteren Beamten , insbesondere dem
jenigen , die das 66 . Lebensjahr vollendet haben und die
sich deshalb nach den Bestimmungen des Beamtengesetzes
zuruhesetzen lassen können, auch wenn sie noch nicht
dienstunfähig sind. Las übertreten in Len Ruhestand zu
erleichtern, und um auf diese Weise zugleich die ungünsti -
gen Anstellüngs - und Beförderungsverhältnisse der jün¬
geren Beamten zu verbessern, hat die vorläufige Volks -
regierung unterm 14. ds . Mts . genehmigt , daß den nach
dem 1 . Januar 1919 in den Ruhestand tretenden Beam¬
ten bis zur allgemeinen Neuregelung der Bezüge der Be¬
amten eine widerrufliche Teuerung sbeihilse zum
Ruhegehalt gewährt wird , die aus den ihnen im Zeit -
- unkt der Zuruhesetzung bewilligten fortlaufenden Teue -
rüngsbezügen mit soviel Hundertteilen zu berechnen ist,
wie der Ruhegehalt aus dein Einkommensanschlag , und
die entsprechend zu ermäßigen ist, wenn jene Teuerungs¬
bezüge nach den hierüber erlassenen Bestimmungen auch
beim Verbleiben der Beamten im Dienste eine Ände¬
rung erfahren hätten .

Die Tätigkeit her ländlichen Kommunalvrrbände .
" In einzelnen Kommunalverbänden ist eine den

heutigen Zeitverhältnissen entsprechende Vertretung der
Arbeitnehmer in dem Kommunalverbandsausschutz nicht
vorhanden . Wenn die Bevölkerung Vertrauen zu der
Geschäftsführung ihres Kommunalverbandes Hecken soll,
dann muß jetzt mehr wie je verlangt werden , daß auch
alle Bevölkerungsschichten in dem Ausschüsse

, genügend vertreten sind. In größeren und stark mit In¬
dustrie durchsetzten Bezirken wird ein Arbeitnehmer als
Ausschußmitglied nicht als genügende Vertretung ange¬
sehen werden können. Von diesem Gesichtspunkte aus -
gehend hat das Ministerium des Innern die Bezirksämter
angewiesen , alsbald zu prüfen , ob nicht eine Ergänzung
des Ausschusses durch Zuwahl von Vertretern der Ar¬
beitnehmer vorzunehmen ist, wobei wegen der Auswahl
geeigneter Persönlichkeiten ein Benehmen mit dem Ar- ,
beiter- oder Volksrat sich empfiehlt . Ferner hat das Mi¬
nisterium veranlaßt , daß der Abschluß der Rechnungen
nach Ablauf des Geschäftsjahres mit möglichster Beschleu¬
nigung erfolgt .

Pferdeversteigerungen bei der Demobilmachung .
" Nach einer Mitteilung des Generalkommandos des

14. A . -K. nehmen an den Pserdeversteigerungen der
Truppenteile mancherorts Händler teil , die sich im
Besitze von Pferdekarten befinden . Da nach den bestehen¬
den Vorschriften keine Pserdekarten an Händler aus¬
gegeben werden dursten , sind diese vermutlich aus un¬
rechtmäßige Weise in den Besitz der Karten ge¬
langt . Um eine mißbräuchliche Verwendung der Pferde¬
karten zu verhindern , sind daher die Bezirksämter beauf¬
tragt worden , zu Len Pferdeversteigerungen der Trup¬
penteile hinreichend Gendarmerie - und Polizeipersonal zu
stellen und dieses anzuweisen , die Pserdekarteninhaber
auf ihre Nämlichkeit und ihren Beruf zu prüfen und
gegebenenfalls Händler von den Versteigerungen aus¬
zuschließen , auch wenn sie im Besitze von Pferde -
karten sind . Gleichzeitig ist darauf aufmerksam gemacht
worden , 'daß, soweit die übersandten Pferdekarten
noch^uicht ausgegeben sein sollten , vor deren Abgabe zu
prüfen ist, ob die Karteninhaber inzwischen nicht bereits
die für ihren Betrieb erforderlichen Pferde erworben
haben . Auch ist auf den Karten die Zahl der Pferds
genau zu bezeichnen, die der Inhaber zu kaufen berechtigt
ist. Da der Vorrat der dem Ministerium vom Kriegsmini -
sterium übersandten PferLekarten aufgebraucht ist, können
keine weiteren Karten mehr abgegeben werden . Soweit
bedürftige Landwirte und Gewerbetreibende vorhanden
sein sollten , die noch keine Pferdekarten erhalten Hecken ,

l aber dringepd -sin -»irren -Wirs sttzrsrsbet rieb Pferde benö¬
tigen und

'
den

'
BAnWirghi

'
. icker die AMsielhiug

' von
'
.

Pferdekarten entsprechen,- können -dieser »
"
Landwirten von -

den Bezirksämtern an Stelle der Pferdekarten aus¬
nahmsweise besondere Ausweise artsgestellt wer- .
den . Auf diesen Ausweisen ist Name , Wohnort , Beruf
des Inhabers und die Zahl der Pferde genau anzugeben ,
die er zu erwerben berechtigt fein soll.

Der Güterverkehr nach de» nordischen Ländern über di«
Fährenstrecke Saßnitz -Trälleborg ist vollständig gesperrt . In »
folge der Blockade in der Ostsee dürfen auch über die Fähren »
strecke Warnemünde —Gjedfer nur bestimmte Güter zur Be»
Förderung angenommen werden.

Ernennungen . Versetzungen. Zuruhesetzungen rc
der etatmäßigen Beamten der

GehaNstarifabteiluirgen H bis L
sowie

Ernennungen , Versetzungen rc.
von nichtetatmätzigen Beamten.

Aus dem Bereiche des Ministeriums der Justiz.
Versetzt :

Bureaugehilse Joseph Epiegelhakder beim Notariat Salem
zum Notariat Lengen,

Kanzleiafsistent Jakob Ehret beim Amtsgericht Mannheim
zum Notariat Bühl ,

Justizaktuar Karl Ebrrt beim Amtsgericht Mannheim zum
Notariat Emmendingen uwd

Ausseher Lorenz Dubronner beim Amtsgefängnis Freiburg
zum Amtsgefängnis I Karlsruhe .

Gestorben:
Buroauassistent Wilhelm Dittter beim Ministerium

Justiz am 80. Dezember 1018.
Aus dem Bereiche des Ministeriums des Innern .

Etatmäßig angestellt :
die Schutzmänner Jakob Astor und Philipp Heinrich beim

Bezirksamt Karlsruhe .
Zuriickgenommrn:

die Versetzung des Kanzleiassistenten Mirhleisrn beim Be»
zirksamt Heidelberg zum Bezirksamt Bühl und des Schutz»
manns Johann Köhler beim Bezirksamt Mannheim an jene«
in Rastatt .

Znruhegesrtzt :
Amtsdiener Ambros Bernhard in Pforzheim .

— Berwaltzmgshof. —
Etatmäßig angrftellt :

Wärter Karl Baumanu bei der Heil- und Pflegeanstalt bei
Konstanz und Wärterin Pauline Scheible bei der Heil- und
Pflegeanstalt Smmendingen ,

Gestorben:
Huber , Michael, Wärter bei der Heil, und Pflegeanstalt

WieSIoH am 12. November 1918.
— Landesgrwrrbeamt . -

Versetzt wurde :
Handelslchrerkmididat Friedrich Hund, Hilfslehrer an dev .

Handclsabtciluntz der Getoerbeschuke in Tauberbischofsheim , in>
gleicher Eigenschaft an die Handtzlsabteilung der Gewerbeschule
in Ettlingen . .

Zugrwiesr » wurde :
Getverbelehrerko»chldat Karl Schöpperle in Karlsruhe alt

Hilfslehrer der Gewerbeschule in Ladenburg .
AuS dem Bereiche des Ministeriums der Finanzer - , i

— Zoll - und Steurrdirektion . —
Versetzt :

unter,n 21 . Dezeniber 1018 : den Grenzausseiher Friedrich Al»
brecht in Erzingen noch llntercggingen .

Enthobeu :
aus Ansuchen unterm 27 . Dezember 1918 den Steuererheber

Philipp Wilhelm in Mörtelstein , .
auf Ausuchen untern , 80 . Dezember 1918 unter Anerkennung

seiner langjährigen treugelesteiten Dienste den Steuererheber
Markus Rees in Horben.

Etatmäßig angestellt:
unterm 21 . Dezemiber 1918 : den Grenzaufseher Bernhard

Bufohn in Erzingcn .

* Nr . 4 d«S Badischen Gesetzes - und BrrordnungS -BlatteG
Lat folgenden Inhalt : Verordnungen : des Ministeriums für
Übergangswirtschaft und Wohnungswesen : die Baustosfbermrt»
schaftung und Bautegprüfung betreffend ; der Badischen vor¬
läufigen Volksregierung : Ablieferung von Waffen und Ver¬
kauf militärischer Gegenstände betreffend ; des Ministerium »
für Ernährungswcsen : den Anbau von Zuckerrüben und da-
Brennen von Rüben im Bctriebsjahr 1919/20 betreffend . Be¬
richtigung.

oc. Badische Nationalversammlung . Der Verfassungsaus ,
schuß der bad. Nationalversammlung hat zum 1 . Vorfitzenden
den Abg. Dr . Dietz (Soz ) , zu seinem Stellvertreter den Abg.
König (Dein.) , zum Schriftführer den Abg . Mayer (Deutsch,
natl . ) und zum Berichterstatter den Abg . Dr . Zehnter ( Ztr .)
gewählt . Die erste Sitzung des VerfaffungsauöschuffrS findet
am könnenden Donnerstag den 23. Januar statt. — Die Rach,
richt, daß die Bad . Nationalversammlung am nächsten Diens .
tag nachmittag eine Sitzung abhalten würde, trifft nicht zu.
Vorerst werden in der nächsten Woche die Ausschüße zur Fa .
angriffnahme ihrer Arbeiten zusammentreten .

Alt - katholische Landrssynode für Baden . Am Montag ,
den 13. Januar tagte in Offenburg unter dem Vorsitz von
Oberamtmann Eckhard -Mannheim die sehr gut besuchte l .
alt -katholische Landessynode für Baden . Nach einstimmiger
Annahme der vorgelegten Landesshnodalordnung und einem
eingehenden Berichte von Stadtpfarrer Kreuzer -FreibUrg über
die kirchliche Lage beschäftigte sich die Landessynode mit der
Trennungsfrage und kirchlichen Sicherungsmaßnahmen . Al-
ständige Vertretung wählte die Synode einen Landesausschutz
mit Stadtpfarrer Kreuzer als Vorfitzenden.

Aus dev Landeshauptstadt .
General der Infanterie Jsbert , zuletzt stellvertretender

Kommandierender General des 14. Armeekorps, im Friede -
Kommandeur - er 29 . Jns .-Divifion, wurde in Genehmigung
seine» Abschiedsgesuches mit der gesetzlichen Pension zur DiS.
Position gestellt.

* Bolksfeier. Der AufklLrungsausschuß des Volksrats hatttz
für Mittwoch abend zu einer Volksfeier im großen Festhalle¬
saale eingeladen , zu der sich ein zahlreiches Publikum einfan - ,



Von. der vorläufigen PollorsKierung - « ar «».^ ti »atzcrPLäW>Lpt.
Geiß und Justizminifter Warum erschienen. Nach einem
-schwungvollenund klangschönenChorvorträg der vereinigten Ar«
beitergesangvereine »B r u derdu n d", »Lass a l l i a " und
. Vorwärts " hielt der Vorsitzende des BolkSrats- Herr G.
E r b, eine kurze - Begrüßungsansprache , : Sodaini sprsqh Herr .
Dr . Einstein in beifällig aufgenommenen , vom , Glauben
an einen künftigen Ausgleich der politischen und so¬
zialen Kluft und an die Völkerverbrüderung getragenen Wor¬
ten über den Geist der Revolution . Den zweiten Teil des Pro
gramms bildeten mit lebendigem Ausdruck und ausgezeichneter
Vortragskunst gesprochene Rezitationen aus Revolutionsdich¬
tungen der Vergangenheit und Gegenwart durch Herrn Essek ,
Mitglied des badischen Landestheaters . Den Ähluß der mit '
vielem Beifall aufgenommenen Darbietungen bildete ein wei¬
terer trefflicher Vortrag der drei eingangs erwähnten Gesang¬
vereine unter der Leitung von Herrn Herbold .

ve . Schwurgericht. Wegen des Verbrechens der Abtreibung
hatte sich die Pridatkrankenpflegerin Emilie Kästner aus
Pforzheim -Brötzingen vor dem Schwurgericht zu verantwor¬
ten . Die Angeklagte war wegen des gleichen Verbrechens schon
zu verschiedenen Malen bestraft worden uno erhielt jetzt 5
Jahre Zuchthaus und 5 Jahre Ehrverlust . Die Ehefrau Jo¬
hanna Kaltenbach aus Bruchsal wurde wegen Beihilfe unter
Einrechnung einer früheren Strafe zu drei Jahren Zuchthaus
verurteilt .

Staatsanzeiger.
Die vorläufige Volksregierung hat unterm 8. Januar , d- I .

beschlossen, den Fabrikanten Woldemar Hübner in Mannheim
seinem Ansuchen entsprechend mit sofortiger Wirkung seines
Amtes als Handelsrichter bei den Kammern für Handels¬
sachen am Landgericht Mannheim zu entheben.

Tie badische vorläufige Volksregierung hat unterm 9. Ja¬
nuar d. I . den Obereisenbahnsekretär Julius Bub in Mann¬
heim zum Oberstationskontrolleur ernannt .

Die vorläufige Volksregierung — Gesamtministerium — hat
den zuruhegesetzten Bauinspektor Rolf Meetz wieder als zwei¬
ten Beamten der Eisenbahnverwaltung etatmäßig angestellt. ,

- . Dtrs .MiuHermm .de^ Justiz Leg -vuiterunLlt November iLlL .
den Jnstizaktnar AugustHässrg beim Notariat Zell i . W. zumNotariat Grietzen versetzt.

Das Ministerium der Justiz hat unterm 3. Dezember 18fS
den Justizsekretär Hermann Bieringer beim Amtsgericht
Neckarbischossheim zum Amtsgericht Adelsheim,
i die Jüstizaktuare Heinrich Nuppert beim Amtsgericht Karls¬
ruhe zum Amtsgericht Breiten , und Adolf Ibach Leim Notariat
Rastatt zum Amtsgericht Karlsruhe versetzt.

! Vom Ministerium der Justiz ist unterm 18. Dezember 1918
Gerichtsassefsor vr . Artur Müller -Eisert aus Karlsruhe -
Grünwinbel als Rechtsanwalt beim Landgericht Karlsruhe mit
dem Wvhnfitz in Karlsruhe zugelaffen worden.

Vom Ministerium der Justiz ist unterm 18. Dezember 1618
Gerichtsassessor Raphael Strauß aus Karlsruhe als Rechts¬anwalt beim Landgericht Karlsruhe mit dem Wohnsitz in
Karlsruhe zugelaffen worden.

Das Ministerium der Justiz hat unterm 30. Dezember 1818
den Justizaktur Karl Zumftei» beim Amtsgericht Mannheim
zum Notariat Mannheim Vl —VIII versetzt .

Rechtsanwalt Wilhelm Hoestmann hat auf seine Zulas¬sung beim Landgericht Mannheim verzichtet und ist auf An¬
ordnung des Ministeriums der Justiz in der Liste der Rechts,amnälte gelöscht worden.

Das Ministerium des Innern hat unterm 3. Januar d . I .ernannt zu Fachlehrern : die Hilfslehrer Friedrich Glaser in
Karlsruhe , Theophil Meyer in Mannheim , Ernst Heyder in
Heidelberg, Ernst Porsch in Rastatt (diesen unter Versetzungan die Gewerbeschule in Karlsruhe ).

Der Verwaltungshof hat unterm 12. Dezember 1818 den
Verwaltungssekrctär Fritz Leicht heim polizeilichen ArbeitshausKislan , zur Erziehungsanstalt Flehingcn und den Vermal-
tungssekretär Hermann Hilpert bei der ErziehungsanstaltFlehingen zum polizeilichen Arbeitshaus Kislau versetzt .

Mit Entschließung des Ministeriums der Finanzen vom8. Januar d. I . werden versetzt : die Finanzamtmänner Karl
KappeS beim Sekretariat der Zoll- und Steuerdirektion zumFinanzamt Karlsruhe , Otto Knth beim Finanzamt Karls¬
ruhe züm Hauptsteueramt Karlsruhe . Richard Reiumnth beim

. e Ho« rnho- —zp»«-' H-Nttttzäcklamt - -MannLiniq ,Emil Groll denn . Houpizotlav» Mannheim zum Finanz,,mr
Stockach und» Emil Schätzte - beim Fumnzamt Stockach zumSekretariat der Zoll- und Steuerdirektion .

Die Zoll, und Steucrdirektion hat unterm 3. Dezeurbetz
1818 den FinaiHaWtrnten Joseph Stoll in Offewburg etat ,
mäßig angestellt.

Die Zoll und Steucrdirektion hat versetzt : unterm 19. De¬
zember 1818: den Finanzsekretär Johann Kuhn in Tauber ,
bischofsheim zum Steuerkommissär für den Bezirk Karlsruhe .
Stadt ,

unterm 20. Dez . 1618: Len Finanzsekretär Ludtvig KnSrr in
Mosbach zum Finanzamt Hornberg,

unterm 24. Dezember 1618 : den Finanzsekretär Ernst Kurziu »
in Bruchsal zum Finanzamt Villingen,

unterm 28 . Dezember 1618 : den Finanzsekretär Ludwig
Lange in Mannheim zur Rechnungsstelle der Zoll - und
Steuerdirektion ,

unterm 30. Dezember 1618 : den Jinanzsekretär Joseph Sritz
in Lahr zur Landeshauptkasse in Karlsruhe ,

unterm 2t . Dezember 1918 : den Finanzsekretär Heinrich
Manch in Rastatt zum Steuerkommissär für den Bezirk Neu¬
stadt.

unterm 27 . Dezember 1918 : den Finanzsekrctär Ferdinand
Dotzauvr in Sinsheim zum Steuerkommissär für den Bezirk
Pforzheim -Stadt ,

unterm 28. Dezeinber 1618 : den Finanzsekretär Karl
Kkaner in Hörnberg zum Steuerkommissär für den Bezirk
Rastatt .

Grstordeu:
am 1 . Januar d. I . : Siegrist , Wilhelm, Notar in Gernsbach.

Dir Staatsprüfung im Jngenirnrbanfach betr.
Im Einverständnis mit den , Verkehrsministerium ist In »

genieurprakttkant Hermann Hopp aus Weinheim als in der
Staatsprüfung im Jngenieurbaufach bestanden erklärt und
zum Regierungsbaumeister ernannt worden.

Karlsruhe , den 7. Januar 1919.
Ministerium drö Innern .
Der Ministerialdirektor :

Pfisterer . vr . Leutz .

Liatt besonderer anreige.
<rott , dem ^ .llmäcftti ^ en , Kat es

AeksUen , unsere treudesorxten . inuixst -
xeliedteu Hatten , Vater , LrucZer,
Lcdvviexersodu und Lcftvaxest

l.eos»oIt! biemer
Erolik . Lscl . Forstmeister

ttsuptmsnn cier t^in<I>i»ekr s. V-
tntiaber mekrerer Oröen

nacl » Icurrem scfiverein IUden , ver¬
sehen mit cien HI. Lterbsalcramenten ,
heute morgen im ^ Iter von z7 Jahren
unerrvartet rasch ru sich i« die evvî s.
Heimat adruruken .

6en ^ enkack , k
'reidur ^ fOIümerstr . 1 i )

den iz . Januar lyiy .
Im Xamen

der tieftrauernden Üinterhliehenen ^
kmma diemer ^ed . Isele.
klisadelk viemer.
Dr . meck. Isteo biemer.
tAaitta biemer,

Xnk IVunseb cies Verstorbenen stille Lei -
setrunx . Vir bitten von LiNmenspeoiien nb-
rrben in vollen .

Amtliche Wekanntmacbungen .
Die Ernennnng der BezlrkSratsmitglieder des Amts

bezirkS Karlsruhe betr.
Auf Grund der Verordnung der badischen vorläu¬

figen Volksregierung vom 18. Dezember 1918, die
Zusammensetzung der Bezirksräte betr ., würde- mit
Entschließung -des Ministeriums des Innern vom
10. Januar 1919 Nr . 1703 Schriftsetzer Gustav Erb

j in Karlsruhe als weiteres Mitglied des Bezirksratsmit Wirkung bis zu dessen nächster ordentlicher Er .
Neuerung ernannt . Z .395

Karlsruhe , den 14. Januar 1919.
Bezirksamt.

ZlllSWllllg ! MkliinniMl
der Deutsch - nationalen Volkspartei werden in diesen
Tagen sämtlichen Wahlberechtigten der Stadt Karlsruhe
zugestellt. Fürsorglich liegen außerdem noch Stimm¬
zettel in folgenden Lokalen zum Abholen bereit :
1 . Geschäftsstelle Nowack-Anlage 5,
2. in der Buchhandlung Müller L Griiff, Seminar -

straße und Kaiserstraße (Mittelstadt ),
3 . Buchhandlung Kundt, Kaiserstraße (Mittelstadt ),
4 . Buchhandlung Müller L Griiff , Mühlburgertor

(Weststadt),
6. Kaufmann Schüler, Sofienstraße 61 (Weststadt),
8 . Papierhandlung Pfeiffer, Kurvenstraße 23

(Südweststadt ). F?53
7 . Kaufmann Kolb, Lachnerstraße 19 (Oststadt ),
8 . Herrn Wieland , Maxaustraße 47 (Mühlburg ).

Auch werden '
ckm Wahltag vor den Wahllokalen

wieder Stimmzettel abgegeben-

Dev Wahlausschuß
i>« MW - Mmlm WlMltei

(Christliche Volkspartei 1» Bade») ,_

WiiIsMWWsl in «Muhe.
Die zur Abrechnung vorgelegten Sparbücher werden

gegen Rückgabe der Empfangsscheine
Freitag , den 17. Januar ISIS,
Samstag , den 18. Januar ISIS,
Montag , den 20 . Januar ISIS,

I« r>eils von Morgens S Uhr bis Nachmittags 4 Uhr
«nnntrrbrochen (ohne Mittagspause ) wieder auSge-
folgt. F .858 .3 .2 .1

An den genannten 8 Tagen können Einlagen weder
angenommen noch zurückgezahlt werden.

Karlsruhe , den 18. Januar 1919 .
Der verwaltungSrat .

Maül - und Klauenseuche bete .
Die Maul - und Klauenseuche in der Gemeinde

Staufenberg ist erloschen . Z .396
Karlsruhe , den 14. Januar 1919,

Bezirksamt
> - i Maul - und Klauenseuche bete .
Im Stalle des Pius Werner in Oberhcmsen, Amt

Bruchsal , ist die Maul - und Klauenseuche angebro¬
chen. Z .3S7

Karlsruhe , den 14. Januar 1919.
Bezirksamt.

Bei der heute öffentlich bewirkten Auslosung der.
jenigen Gruppen der auslosbaren 4Aprozentigen
Schatzanweisnngen des Deutschen Reichs von 1S17 (6.
und 7. Kriegsanleihe ) und 1918 <8. Kriegsanleihe) , die
am 1 . Juli 1919 zur Rückzahlung gelangen sollen ,
sind die Gruppen 228 , 464, 1204, 1515 der 0. Kriegs¬
anleihe , die Gruppen 1792, 1998, 2853 der 7. Kriegs,
anleihe und die Gruppen 9082, 3122 , 3167, 3213, 3260,3799/ 3984, 4048, 4080 , 4127 der 8. Kriegsanleihe ge.
zogen worden.

Die Besitzer der - zu diesen Gruppen gehörigen
Schatzanweisungen werden aufgefordert, die am 1.Juli ISIS zahlbaren Einlösungsbeträg « dieser Schatz ,
cmweisungen mit, 110 M . für je 1.00 M. Nennwert
gegen Quittung und Rückgabe der Schuldurkunden
sowie der nach dem Zeitpunkte der Rückzahlung fälligwerdenden Zinsscheine Reihe I Nr . 5 bis 20 bei der
StacrtSschuIden-Tilgüngskaffe in Berlin V . 8, Tau¬
benstraße 29, zu erheben . Diese Kaffe ist werktäglichvon 9 Uhr vormittags bis 1 Uhr nachmittags geöffnet.Die Einlösung geschieht auch außerhalb Berlins beiden Reichsbankhauptstellen und Reichsbankstellen . Die
Wertpapiere können schon vom 2. Juni 1919 ab diesenStellen eingereicht werden, die sie der Staatsschulden.Tilgungskaffe zur Prüfung vorzulegen und nach derFeststellung die Auszahlung vom 1 . Juli 1919 ab zubewirken haben .

Der Einlösungsbeträg kann bei den Vermittlungs¬stellen außerhalb Berlins nur dann mit Sicherhett amFälligkeitstage abgehoben werden, wenn die Schatz ,anweisung der Vermittlungsstelle wenigstens 1 Wochevorher eingereicht wird . x- gggDer Betrag der etwa fehlenden ZinSschein« wirdvom Kapital zurückbehatten. Mit . dem Ablaufe des30. Juni ISIS HSrt die Berziusung der ausgelostenSchatzanweisungen auf . Vordrucke zu den Quittungenwerden von sämtlichen Einlösungsstellen unentgeltlichverabfolgt .
Di« Nummern der zu den heute und früher aus .gelosten Gruppen gehörigen Schatzanweisunqen sindim Deutschen Reichsanzeiger in der Bekanntmachungdom bentiaen Tage mitveröffentlicht. Ferner sind sieder Allgemeinen Verlosunastabelle Ulrich Levviobnzur Veröffentlichung mitgeteilt worden.

'
Berlin , den 10. Januar 1S19.

ReichSfchuldenverwaltnng.

Münchweier, die seit me '
ls 30 Jahren die auf de

Nadnen des in Aineri «,
abwesenden Landwirts Ir

, eph Pfisterer von Münch
weier im Grundbuch
Münchweier, Band 13 Hcfi
7 eingetragenen Grund¬
stücke Lgb .-Nr . 1424 , 6 2
37 gni Wiese und Lgb--Nr .
2174, 14 2 62 qm Acker¬
land in Eigenbesitz haben
und zwar Tränkle Witwe
Lgb .-Nr , 1424 und Pfiste¬
rer Witwe Lgb.-Nr . 2174 ,
haben beantragt , das Aus¬
gebotsverfahren dahin zu
erlassen, daß die bisher !,
gen Eigentümer dieser
Grundstücke mit ihren
Rechten an denselben aus .
geschlossen werden . Die¬
selben werden aufgefor¬
dert , ihre Rechte spätestens
in dem auf Mittwoch» den
12 . März ISIS » vorm.
10Uhr, ' vor dem un -
terzeichneten Gerichte be.
stimmten Aufgebotstermin
zu melden, widrigenfalls
ihre Ausschließung erfol¬
gen wird.
Ettenhcim , 7 . Jan . 1619.

Bad. Amtsgericht .

MWedM
MllMWWll .

Die Stelle deS Krris -
sekretärs des Kreises Bade»
ist sofort zu besetzen .

Bewerber aus der Zahl
der geprüften mitlleren
Staats - (Verwaltungs .) be¬
amten wollen ihre Gesuche
mit Lebenslauf und Angabe
des Gehalts und der anzu¬
rechnenden Dienstjahre bis
31 . Januar anher einreichcn

Ruhegehalte und Hinter¬
bliebenenversorgung nach
den Bestimmungen des
Bad . Beamtengesetzes.

Der KreiSausschatz
Badea-Baden. FL67

Gesucht per sofort oder
1 . Februar für junges Ehe¬
paar in nur ganz gutem
Ha >>^" --ine freundliche

Mahnung
von 3—6 Zimmern . Küche
und sonstigem nötigem Zu¬
behör. Offerten erbeten
Dr. Aeldner. Heidelberg

Anlage

ZiiMl . WtSpflW
». Kkeiüak Sttilhtsbülkjt.

Aufgebot .
A.33S.2.1 Ettenheim.

Emma Tränkle Witwe
geb. Pfisterer und Anna
Pfisterer Witwe geb.
Schmteder, beide von

Die Stelle des Bürger¬
meisters der Stadt Haufach
ist alsbald zu besetzen .

^ Im Verwaltungsdienst
' durchaus erfahrene Dewer -
i ber wollen sich unter Be¬
izeichnung der Gehaltsan -
i sprüche, Vorlage von Zeug ,
niffen und kurzem Lebens ,
lauf bis sPätesteuS 22. Ja¬
nuar 191S an uns wen¬
den. F .856 .2 .1

Hausach, 14 . Jan . 1919.
Der Gemeinderat .

Mutes SliMiiiili.
Die Erträgnisse der Wil -

dersinu ' schen Familienstif¬
tung vom Jahre 1918 find
zu vergeben. F .859

Bestimmt find diestlben
zu einem Stipendium für

>clchrtenschu! e, einer Nni.
. rsität , technischen Hoch-
yule oder einer Kunst,
kadcmie, sowie zur Be.

. rcitung von Schul- und
ehrgcldcrn .
In erster Reihe sind die

uännlichen Nachkommen
.»es Vaters deS Stifters ,

Christoph Widersinn ,
liatsverwandtcir und hoch-
fürstlichen Hos . und Stadt ,
glasers (f 1734 ) , und des
Großvaters der Stifterin ,
Bürgermeister Christoph
Deimling (-f 1733), und
zwar die wirklichen Träger
dieser beiden Familienna¬
men, zum Bezug bcrcch .
tigt.

Im Falle des AuSstcrbens
- er direkten Nachkommen !
steht die Anwartschaft auf >
den Genuß aitch den an-
ILren NÄenlinicn der
Wildcrsinn 'fchen u . Deinr»
ling ' schxn Familien zu.
Sollte in keiner dieser Fa .
mitten ein Stipendiat vor.
Händen sein, dagegen eine
den genannten Familien
angehörige verwaiste und
mittellose ledige Tochter ,
die im Begriffe steht, sich
zu verehelichen, so hat die¬
se die verfügbaren Zins .
Überschüsse zur Aussteuer
zu ernpsangen .

Den innerhalb 3 Wochen
«unzureichenden Bewcr.
bungcn find außer dem
Nachweise über die Be.
zugsbcrechtignng durch Ab-
stammung , Staatsangehö .
riffkett und Religionsbe.
kenntniS , auch Geburts -,
Sitten - und Vermögens.
Zeugnisse , sowie Schul- u.
Studienzeugniffe aus neue,
ttcr Zeit beizulegen.
Pforzheim , 10. Jan . ISIS.

Der Stadtrat
als Stiftungsrat .

DaS Zinsenerträgnis der
Geiger 'scheu Stiftung für
das Jahr 1918 ist zu vrr -
grbeu .

Genutzbercchtigt sind Bür .
gersöhrre hiesiger Stadt ,
welche der cvangelisch -Pro.
testantischen Kirche ange¬
hören . Denjenigen , wel .
che aus der Geiger -Meer,
wein 'schen Familie abstaiu-
men , gebührt der Vorzug
und gehen die Unvcrmög.
liehen den Vermöglichen im
Range vor : deS Rein,
ertrags der Stiftung er.
hält derjenige Abkömmling
der Geiger ' schen Familie ,
der zur Universität über-
geht, um sich dem Studium
der Theologie zu widme »
oder, sofern keine Bewcr.
ber von Geiger ' schcr Ab.
kunft vorhanden ist, der.
jenige unvcrmöglichc Bür .
gersohn , der sich dem Stu .
dium der Theologie wid-
met und über Vorlcnnlnis .
se, Befähigung und sitt ! i >
ches Betragen sich am mei .
sten befriedigend auSzn.
weisen vermag . F .86O

Den innerhalb 3 Woche»
cinzureichenden Dewer.
bungcn sind außer den
Nachweisen über die Be-'
zugsberechtigung durch Ab¬
stammung. Staatsangehö .
rigkeit und Religionsbe.
kenntnis, auch Geburts .,Sitten , und Vermögens«
Zeugnisse, sowie Schul- und
Studienzeugniffe aus neue,
strr Zeit beizulegen.
Pforzheim, 10 . Jan . 1919 .

Der Stadtrat
als Stiftungsrat .

Mutes WOim.
Aus Len Erträgnissen

der Fondely-Wörthwein'-
l scheu Stiftung ist für daS
Jahr 1918 ein Stipendium
an einen Studierenden der
christlichen Konfession , wel.
cher auf einer Universität
oder technischen Hochschule»in einem Schullehrerseuri.
nar oder in einer Veteri.
närschule sein Studium
macht, zu vergeben. Be.
lverbern, welche in Pforz¬
heim geboren find, gebührt
der Vorzug. F .861

Den innerhalb 3 Wochen
«unzureichendenBewerbun.
gen sind außer den Nach¬
weisen über StaatSange »
hörigkett und Religionsbe-
kenntnis auch Geburts .»Sitten , und BermögenS-
zeugniffe , sowie Schul - und
Studienzeugnisse aus
neuester Zeit beizulegen.
Pforzheim, 10 . Jan . 1919.
Der Stadträt als Sttf »

tungsrat .

MmtkSWMllL
Das Zinsenerträgnis dep

Rohr scheu Stiftung füp
das Jahr 1918 ist zu ver¬
gebe». F .88S

Genuhberechtigtfind nur
Glaubensgenossen der
evangelisch-p rotestantischeq

Kirche während ihrer Stu -
dicnjahre aus einer Uni.
versität, Akademie , dcat
evangel. Predigerseminar
oder der technischen Hoch¬
schule.

Studierende» , welche autz
Psorzheim gebürttg sind,
ßtdührt der Vorzug votz
allen andern und nächst!
diesen den AiMhörigen der
Markgrafschast Baden.

Durlach.
Bei sonst gleichen Very

hälinissc » sind .die Dürkti -
gercn vor den Vermögt'.che.
re» zu dcräckiichiigen.

Den innrrholb 3 W- Äe»
ei»zu reichenden Brwcroun .
ge » sind außer den N-nh»
iveisen über StaalSanpchä »
rigkeit und Religionsbe.
kenntnis auch Geburts -,
Sitten , und Vermögen»,
zcugnisse , sowie Schul- und

Studienzeugniffe aus
neuester Zeit bcizulcgcn.
Psorzheim, 10. Jan . 1019.

Der Stadttat als 1
StistungSrat .



Mü ''

i -

ur MtionalvkksMmlmg
Wähler Wählerin !

Deine Stimme

I. eknttttt für die Schaffung von Melk - und Ver-ienftgelegenheit .
r. eintritt fiil die Sicherung -er Wettbewer -sMigkett auf -ein Wettmattt.
3. einM für -en Schutz von Saus un- Hof , von Werkstatt un- Fabrik.
4. eintritt für -ie Erhaltung -es Eigentums un- -er Eigenwirtschaft,
5. eintritt filr eine gerechte Jesteuerung unter Schutz -er Schwachen ,
8. eintritt filr Familie un- Kitte , filr Kirche nn- Schule .
7. eintritt filr ein einiges , kraftvolles Deutschland,
8. eintritt filr -ie Ordnung und Nechtssicherheit.

'
für Freiheit u Frieden,

lne nur
dis

"

ab« kämpftWen
aberkämpftgegen
aberlampstgegen
übelkämpftgegen
aberkämpftgegen

. aberkämpftgegen
aberkämpftgegen

. aberkämpftgegen

Partei ,

die Lähmung -er Wirtschaft durch sinnlose Streiks,
die Verstaatlichung -er Vro-ultionsmittel .
-ie Plünderung von Hab- und Gut,
den Gewalt - Sozialismus , Kommunismus, Zolschewismus,
- ie Verschleuderung -er öffentlichen Mittel,
die Verwüstung -er christlichen Ehe und Jugenderziehung ,
-ie Zerreißung Deutschlands, gegen -en Internationalismus,

Terrorismus uni

(Christliche Bolkspartei in Baden).

Oefferrtliche

am Samstag, 18. Januar 1919, abends 8 Uhr,
im großen Saale der Eintracht.

Redner : Minister a. D . vr . Du ringer - Karlsruhe ,
Freifrau von Marschall - Neuershausen .

Der Wahlausschuß
der Deutsch - nationalen Vollcharter

jf.Tss (Christliche Volkspartei in Baden).

Ikwsnr/ / 6s -
/ /vs/ÜLw -r

re-kL

^ esjngerb!

L»//oL -LoL/ 'o/bt//r ^s »
Ä«Ha- , «.L

IlrleMnmernllen !
Mt Ü6M LcKIaAwoi-t „ Vl6 lslsLl Ltrrlvi »

Lvsi -I " , §ekt Zis SoLisINemolLr ' allS
auk 6sn SlImmsuLLUS lki unseren Lreisen . Oiaukt ikr nickt ,kallt nickt Zarauk kerein l «

„Unter ^VakrunA 6er eigenen politiscken IlekerreugunA " Kaken
sick ^ elZmarsekall HlnNSHlirLI ' N n . Xriexsministsr SoLvAlvI »

Käs LUN Dlvuoniünung
äer R .e§isrun § Lkert - Lckeiäemann rur Verkü^ unA gestellt , um Zis
6ekakrsn Zer Hungersnot , ^ .narckis unci kremMerrsckakt ru Kannen .

Das Düslionslvvnssmmluug
bringt ciiese kleuorZnung , also seiZ Ikr Lg-sl ÜHLDSD
Sl1nu » Ll »s » l »v rirtN Nrii -dr « tloLls ssviurLsn .

"Wer vvakrkakt Nsillsvl » un6 » alloir » !
Zenkt , vvLklt HK117 Zis Kiste Zer

kacliLckeL i-anäestkealer
In » HonLe »»! !»» » » »

Lawstag , Zen 18. Januar 1919 (La. 16 ) :

„ÜIWIM MW »"
Xnkang ' /,7 I7dr LnZe '/.9 llkr

Kekanntmachuugl .
Die Bbtg. Kriegsbeschädigte, die bisher dem aufge .

hobenen Ministerium für militärische Angelegenheiten
cmgegliedert war , ist nunmehr dem Ministerium für
soziale Fürsorge zugeteilt worden und befindet sichIm StSndehauS , Ritterstraße 29, Zimmer Rr . 142 .Die Abtg. wird wie bisher von Bauingenieur Krum
geleitet. 8 -8S8

Ministerium für soziale Fürsorge .
I . B . : Krum .

Smhoe migruek». . v>. . leltua,«,lläteatbiiltrrao » l u> UlllSiem Illnetr. Äwerl

Crkrilcliungsraum
IMIMIIIMMIMMWWWWMMWIIMWWWIMIIM

II- 8t« L» aelreo «l« keUidlbUotkek

kollnsnkakkes p°Z. r 75 ng.
Vlv. Kucken . . 5t2ck 40 Pkg.
vdltkucken . 5tück 50 Pfg.
puclUing . . . Port. 40 Pkg.
-- ------ Kalte ZpeUen ---------

SM », l ( NOPk

Wglll . WtsHW
Lkttritigk Serichtsblllkit.
ZLS7L .1 LSrrach. Der

Abwesenheitspfleger. Land.
Wirt Johann Friedrich
Schweizer in Hauingen hat
mit vormundschaftsgericht¬
licher Genehmigung bean¬
tragt den am 31 . Dezem.
ber 1852 in Hauingen ge¬
borenen. verhÄrateten . zu.
letzt in Hauingen wohnhaf.
ten , seit Anfang April
1907 verschollenen Land.
Wirt Johann Georg Rupp
für tot zu erklären .

Aufgebotstermin wird
bestimmt auf
Donnerstag , 14. Aug. 1919 ,

vorm . SA Uhr.
Es ergeht die Aufforde,
rung

n) an den Verschollenen,
sich spätestens im Aufge.
botsterinin zu melden,
widrigenfalls die Todeser .
klärung erfolgen wird ;

d) an alle, welche Aus .
kunft über Leben oder Tod

«des Verschollenen geben
können, spätestens im Auf.
gebotstermin dem Gericht
Anzeige zu machen .

Gerichtsschreiberei des
bad . Amtsgerichts.

Aufgebot.
A. 881 .2.1 MoSbach . Die

Frau Philipp Käst Erne¬
stine geb . Schemen«» in
Haßmersheim hat bean¬
tragt , den verschollenen
Schiffer Philipp Käst , ge.
boren am 5. Juli 1866 zu

HaßmerSheim , zuletzt
wohnhaft in HaßmerSheim,
für tot zu erklären .

Der bezeichnete Verschal,
lene wird aufgefordert , sich
spätestens in dem auf
Dienstag , 23. Srpt . ISIS,

vormittags 19 Uhr,
vor dem Unterzeichnete»
Gericht anberaumten Auf.
gebotstermine zu melden,
widrigenfalls die TodeSer.
klärung erfolgen wird .

An alle, welche Auskunft
über Leben oder Tod des
Verschollenen zu erteilen
vermögen, ergeht die Auf.
forderung , spätestens im
Aufgebotstermine dem Ge¬
richt Anzeige zu machen.

Mosbach 7 . Jan . 1919 .
Amtsgericht.
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